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Sorgfaltsanforderungen an Aufklärung (OLG Celle, Urteil v. 25.06.2001, AZ: 1 U 48/00)

Tod des Patienten nach laparoskopischer 
Hernioplastik beidseits 

Die Aufklärung soll dem Patienten aufzeigen, was der Eingriff für seine persönliche Situation 
bedeuten kann. Dazu bedarf es nicht der Vermittlung von medizinischem Entscheidungswissen, 
sondern es genügt ein allgemeines Bild von der Schwere und Richtung des konkreten 
Risikospektrums.

Der zwischenzeitlich verstorbene Ehe-
mann der Klägerin litt seit dem Frühjahr 
1993 unter starken Schmerzen in der 
Leistengegend. Der Hausarzt diagnos-
tizierte einen Leistenbruch rechts und 
wies ihn in das Städtische Krankenhaus 
ein. Die dort durchgeführte klinische 
Untersuchung ergab im Bereich der 
rechten Leiste einen 3 x 2 cm großen 
Bruchsack im Sinne einer Leistenhernie 
rechts. Auf der linken Seite war keine 
Hernie nachweisbar. Nach dokumen-
tierter Aufklärung wurde die Operation 
für den 7. Oktober angesetzt und auch 
ausgeführt.

Der Aufklärungsbogen enthielt Hinwei-
se über die damalige Neuartigkeit der 
durchzuführenden laparoskopischen 
Hernioplastik. Außerdem wurde auf das 
Risiko der Verletzung von Bauchorganen 
sowie im Bauchraum befindlicher Ge-
fäße und Nerven hingewiesen. Zusätz-
lich heißt es: „Sollte sich intraoperativ 
das Bestehen eines Leistenbruchs auf 
der anderen Seite herausstellen, so bin 
ich mit der gleichzeitigen Operation bei-
der Leistenbrüche einverstanden.“
Die Operationsdiagnose lautete: „Indi-
rekte Leistenhernie rechts, kombinierte 
direkte und indirekte Leistenhernie 
links“. Es erfolgte eine beidseitige la-
parosopische Hernioplastik durch sog. 
transabdominale präperitoneale Mesh-
Reparationen. Postoperativ kam es zu 
einem Hämatom im Leisten- und Ho-
denbereich rechts, das konservativ be-
handelt wurde.

Am 14. Oktober erfolgte die Entlassung 
mit einem fortbestehenden mäßiggra-
digen Hämatom und einer Schwellung 
der rechten Leiste. Am 20. Oktober klag-
te der Patient beim Hausarzt über ein 
Taubheitsgefühl im Bereich des rechten 
Oberschenkels, wobei vereinbart wur-
de, dass sich der Patient am 22. Oktober 
erneut in der Klinik vorstellen solle. Am 
fraglichen Tag erfolgte dort eine Vorstel-
lung „wegen Schwellung und Schmer-
zen im Bereich der rechten Leiste zur 
Befundkontrolle und Verlängerung der 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung“. Der 
untersuchende Arzt diagnostizierte eine 
8 x 2,5 cm große walzenförmige Resis
tenz der rechten Leiste im Verlauf des 
Samenstranges rechts zur Hautoberflä-
che, ferner eine geringfügige ödematöse 
Schwellung des Hodensacks, wobei bei-
de Hoden von normaler Größe und Lage 
waren und nicht druckdolent erschie-
nen.

Nach Punktion des Hämatoms wurde 
der Patient in hausärztliche Weiterbe-
handlung entlassen mit der Empfehlung 
auf sofortige Wiedervorstellung bei Be-
schwerdezunahme.

Am 24. Oktober klagte der Patient über 
Übelkeit und zeigte eine erhöhte Tempe-
ratur, die in den Abendstunden auf 38,3 
Grad anstieg. Am darauf folgenden Tag 
verstärkte sich das Beschwerdebild bei 
erhöhter Temperatur weiter, einherge-
hend mit Schweißausbrüchen und Rü-
ckenschmerzen. Um 17:30 Uhr stieg das 

Fieber auf 39°C bei jagendem Puls und 
Atembeschwerden. Als der 15 Minuten 
später herbeigerufene Hausarzt eintraf, 
waren bereits eine Sprachlähmung und 
eine Bewegungsnot der Hände einge-
treten; kurze Zeit später verstarb der 
Patient. Der Obduktionsbefund ergab 
ein erheblich vergrößertes Herz (620 g 
leer); außerdem wurde an der Vorder-
wand der A. iliaca externa rechts im 
Leistenbereich ein 3 mm langer, querge-
stellter, glattrandiger Defekt festgestellt. 
An dieser Stelle waren ca. 550 ml Blut 
ausgetreten, die zu einem 250 ml umfas-
senden retroperitonealen und zu einem 
300 ml umfassenden intraperitonealen 
Hämatom geführt hatten. Eine eindeu-
tige Klärung der Todesursache war nicht 
möglich.

Die Ehefrau des Patienten erhob Klage 
zum zuständigen Landgericht mit der 
Begründung, der Patient sei nicht ord-
nungsgemäß aufgeklärt worden und 
außerdem seien Behandlungsfehler so-
wohl während der Operation als auch 
der Nachbehandlung vorgekommen.

Nach Erholung verschiedener Gutach-
ten wies das Landgericht die Klage ab 
mit der Begründung, dass die Operation 
indiziert gewesen sei und ein Behand-
lungsfehler nicht vorliege. Hiergegen 
richtet sich die Berufung der Klägerin, 
die sich weiterhin auf das Vorliegen von 
Behandlungsfehlern und auf eine fehler-
hafte Aufklärung beruft.

Sachverhalt
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Rechtliche Würdigung
&
Nach Erholung weiterer Gutachten ge­
langten diese zu dem Ergebnis, dass das 
intraoperative Setzen eines kompletten, 
ca. 3 mm langen Defektes an der gesam­
ten A. iliaca auszuschließen sei, weil bei 
einer kompletten Verletzung dem Ope­
rateur sofort jegliche Sicht genommen 
und weiteres laparoskopisches Operie­
ren unmöglich gewesen wäre. Das an­
gerufene OLG kam daher zu dem Er­
gebnis, dass der Riss der A. iliaca ent­
weder unabhängig von der Operation 
und Punktion entstanden sei oder aber, 
dass der Riss – wenn iatrogen gesetzt – 
nicht vorhersehbar war. Dieser und wei­
tere ungünstige Faktoren – rund dop­
peltes Herzgewicht der Norm und 120 g 
über dem „kritischen Herzgewicht“ 
mit der Folge einer nicht unbeträcht­
lichen relativen Koronarinsuffizienz – 
könnten dann zum Tod geführt haben. 
Auch sei ein vorwerfbarer Sorgfaltsman­
gel des Klinikpersonals nicht ersicht­
lich. Auch bei dem Nachschautermin am 
22. Oktober sei an den Schädigungsme­
chanismus, der zum Tod des Patienten 
geführt habe, noch gar nicht zu denken 
gewesen und deshalb auch eine Inspek­
tion der A. iliaca nicht geboten gewesen.

Auch bei der Aufklärung sei die erforder­
liche Sorgfalt gewahrt worden. Hier sei 
zunächst auf die neuartige Operations­
methode hingewiesen worden, wobei 
auch in selbstkritischer Weise auf man­
gelnde Langzeiterfahrungen verwiesen 
worden sei, insbesondere was Rezidiv­
raten und Häufigkeiten von Komplikati­
onen anbelange. Fernerhin wurde nicht 
nur das Einbringen von Fremdmaterial 
erläutert, sondern es wurden auch die für 
diese Art der Leistenbruchoperation ty­
pischen Komplikationen angesprochen. 
Schließlich seien auch Komplikationen, 

wie das Verletzen des Dünn- und Dick­
darms erwähnt, auch wurde auf mög­
liche Spätfolgen wie Verwachsungen, 
die einen Darmverschluss verursachen 
könnten, hingewiesen.

Auch die für den typischen Verlauf einer 
laparoskopischen Leistenbruchoperation 
auftretenden möglichen Risiken, nach Er­
öffnung des Retroperitoneums, bezüglich 
der Verletzungsmöglichkeit der dort ver­
laufenden großen Gefäße und Nerven, sei 
angesprochen worden.

Letztendlich seien auch die allgemein üb­
lichen Komplikationen ausführlich dar­
gelegt worden; auch der Hinweis auf eine 
Erweiterung des Eingriffs bei intraopera­
tiv diagnostiziertem beidseitigen Leisten­
bruch fehle nicht.

Dahin stehen könne, ob auch eine Auf­
klärung über die Alternative der her­
kömmlichen Operationsmethode erfolgt 
sei. Selbst wenn dies nicht geschehen 
sei, so könne die Klage nicht Erfolg ha­
ben, denn der Senat könne keine Feststel­
lungen mehr zu einem Entscheidungs­
konflikt des Patienten treffen, da dieser 
zwischenzeitlich verstorben sei, was be­
weisrechtlich zu Lasten der hier beweis­
pflichtigen Klägerin gehe (vgl. OLG Bam­
berg, VersR 1998, 1025).

Kritische Würdigung
&
Hier ist auf eine aktuelle Untersuchung 
aus der Reihe „Aus der Arbeit der Gut­
achterkommission für ärztliche Behand­
lungsfehler bei der Ärztekammer Nor­
drhein (Folge 41) zu verweisen, die sich 
mit der vorliegenden Problematik be­
schäftigt. (vgl.: B. Weber und H. Hansen: 
„Sorgfaltsmängel nach Leistenbruch-OP“ 
in: Rheinisches Ärzteblatt, 2007, 25 ff.)

Hiernach sind die häufigsten Fehler bei 
der postoperativen Betreuung des Pa­
tienten festzustellen, wobei darunter als 
häufigste Komplikationen Nachblutung, 
Infektion und Durchblutungsstörung des 
Hodens genannt werden. Bei dem im vor­
liegenden Fall verwirklichten Risiko der 
Nachblutung sollten klinischen Hinwei­
se für eine Nachblutung umgehend durch 
Befund- und Laborkontrolle verifiziert 
oder ausgeschlossen werden. Zur Ver­
meidung postoperativer Komplikationen 
ist es außerdem erforderlich, allen geäu­
ßerten Beschwerden des Patienten zeitge­
recht und zielgerichtet nachzugehen. Da­
bei ist insbesondere eine Befundkontrol­
le des Patienten vor dessen Entlassung zu 
erheben und zu dokumentieren, verbun­
den mit dem Hinweis, der umgehenden 
Wiedervorstellung bei Beschwerden. 

Aus heutiger Sicht wäre eine aggressivere 
und schnellere Diagnostik der Komplika­
tionen empfehlenswert.   
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Hinweis
Ergänzend sei hier noch auf eine aktu­
elle und informative Veröffentlichung 
verwiesen, die sich mit den Sorgfalts­
pflichten bei und nach Leistenbruch­
operationen beschäftigt. (B. Weber 
und H. Hansen: „Sorgfaltsmängel nach 
Leistenbruch-OP“ in: Rheinisches 
Ärzteblatt, 2007, 25 ff.)


